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K o s t e n l o s

Kein Grund zur Freude
Umweltminister und Oberbürgermeister legen den
Grundstein für einen Klimakiller

Graffiti
Wie lange wird der SPD-Vorstand sei-
nen Kurs gegen die eigene Basis noch
fortsetzen können? Um diese und an-
dere Fragen geht es in unserem Be-
richt über den Parteitag der Wilhelms-
havener SPD auf Seite 3.

Einen roten Teppich hatte Electrabel
ausgelegt, damit die zur Grundsteinle-
gung geladenen 200 Gäste sich die
Schuhe nicht staubig machen muss-
ten. Unser Beitrag zum Klimawandel
auf Seite 4.

In unseren Ratssplittern auf Seite 6
geht es um zu viele LKW und zu weni-
ge Busse, um Hartz IV und Umwelt-
schutz und um die Streitkultur im Rat.

Wann ist Schluss mit Lust und Liebe?
Eine Frage, die gerade im überalterten
Wilhelmshaven eine hohe Aktualität
besitzt, wie unser Bericht auf Seite 8
nachweist.

Dreimal geht’s auf den Seiten 9 und 10
vor Gericht. Als erstes stehen dort die
Regelsätze – ein Gericht interessiert
sich für die Auswirkungen der Hartz IV-
Gesetze auf Kinder. Auch die Höchst-
grenzen für den Mietzuschuss stehen
auf Seite 9 vor Gericht. Letztendlich
muss sich auch noch ein Rechtsanwalt
vor Gericht verantworten. Der den Ge-
genwind-LeserInnen bestens bekannte
Rechtsanwalt Kroll soll sich unsachlich,
herablassend, polemisch ... über Amts-
leiter von Sozialleistungsbehörden ge-
äußert haben – eine Frage der Ehre.

Nach dem, was sich Rat und Verwal-
tung in der Havermonikenstraße gelei-
stet haben, fordern wir auf Seite 11
harte Maßnahmen gegen die Verant-
wortlichen.

Unser Titelbild zeigt Niedersachsens
Umweltminister Sander und Wilhelms-
havens Oberbürgermeister Eberhard
Menzel während der Grundsteinlegung
für das Electrabel-Kohlekraftwerk (Fo-
tos: Tjaden). In der Mitte sehen wir ei-
nen Beitrag der Wilhelmshavener
Greenpeace-Gruppe zum selben An-
lass (Foto: Dany Rimpl/Greenpeace).

In unserer Internetausgabe finden Sie
auch noch die Meldungen und Berich-
te, die in dieser Druckausgabe nicht
mehr unterzubringen waren:

www.gegenwind-whv.de
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meldungenmeldungen

Erinnern Sie sich?
Am 23. August 2008 titelte die Wilhelmshave-
ner Zeitung: “JadeWeserPort: Offizieller 1.
Rammschlag abgesagt.” Und weiter heißt es:
“Der ‘1. Rammschlag’ beim Bau des JadeWe-
serPorts findet ganz ohne Prominenz statt.
Das hat gestern die JadeWeserPort-Realisie-
rungsgesellschaft bestätigt. Eigentlich hatte
man für kommenden Freitag Niedersach-
sens Ministerpräsident Christian Wulff und
Wirtschaftsminister Walter Hirche sowie Bre-
mens 1.Bürgermeister Jens Böhrnsen und
Wirtschafts- und Häfensenator Ralf Nagel in
Wilhelmshaven erwartet.” Geplatzt war der
Termin, weil Wirtschaftsminister Hirche schon
vorher den Beginn des Sandabbaus als qua-
si 1. Spatenstich eingeläutet hatte. Und da
war man dann wohl in Bremen und Hannover
etwas verstimmt, weil die Hackordnung nicht
eingehalten wurde. Ist doch klar, dass der Mi-
nisterpräsident nicht nach dem Wirtschafts-
minister aufs rote Knöpfchen drücken kann. 
In der Zeitung “JWPREPORT” der JadeWeser-
Port Realisierungsgesellschaft vom Septem-
ber 2008 liest sich dieser Vorgang dann fol-
gendermaßen: “Unbemerkt von der Öffent-
lichkeit und ohne politische Prominenz ha-
ben Ende August die ersten Rammarbeiten
für die Kaje des deutschen Tiefwasserhafens
JadeWeserPort in Wilhelmshaven begon-
nen.” (hk)

Heißluft in Finanzlöcher
Bis vor wenigen Wochen war die finanzielle
Situation unserer Stadt angeblich formidabel.
Im Jahre 2007 hatte die Stadtkasse nämlich
die Rekordsumme von 46 Millionen Euro an
Gewerbesteuern eingefahren. Doch in die-
sem Rechnungsjahr geht es mal wieder hals-
brecherisch auf Talfahrt:
Die Schätzungen belaufen sich nur noch auf
31 Millionen Euro. Für die Planung des Fi-
nanzhaushalts ab 2009 kommt es aber noch
dicker: Plötzlich – scheinbar aus heiterem
Himmel - rast der städtische Haushalt in ein
weiteres Finanzloch hinein. Vorausberechnet
wurde ein Minus von jährlich ca. 10 Mio. Euro
bei der Gewerbesteuer. Und das über mehre-
re Jahre! Das Ganze läuft auf einen Fehlbe-
trag von über 45 Mio. Euro hinaus.
Unvorhersehbar war das aber ganz und gar
nicht! Zwar bleibt die Ursache des Steuerein-
bruchs geheim; doch aus gewöhnlich gut in-
formierten Kreisen ist zu vernehmen, dass für
die Mindereinnahmen eigentlich nur die Wil-
helmshavener Raffinerie (WRG) in Frage kom-
me. Diese plant bekanntlich die Erweiterung
der Produktpalette ihres Betriebes um eine
Cokeranlage und einen Hydrocracker. Und
seit der öffentlichen Diskussion um den Groß-
investor Electrabel wissen die aufmerksamen
Wilhelmshavener BürgerInnen, dass Großin-
vestitionen dazu führen, dass diese Gelder
steuerlich abgeschrieben werden und damit
als Steuereinnahmen ausfallen.
Haben unsere Finanzexperten im Rathaus
damit etwa so lange hinter dem Berg gehal-
ten, weil man wenigstens bis zur Genehmi-
gung der Großprojekte an der Jade keine öf-
fentliche Debatte über deren finanziellen
Nichtsnutz lostreten wollte?
Im Rahmen der Haushaltsberatungen für das
nächste Jahr ließ es sich nicht länger vermei-
den, dem Rat der Stadt die bevorstehende Fi-
nanzmisere mitzuteilen. Diesen Schock sol-

len der Rat und die BürgerInnen erst mal
überwintern: Die offiziellen Haushaltsberatun-
gen wurden ins Frühjahr 2009 verlegt. In der
Zwischenzeit können ja fleißig Beruhigungs-
pillen verteilt werden, und die SPD-Fraktion
hat schon mal damit begonnen: Man will -
angesichts steigender Energie- und Lebens-
mittelpreise sowie der zu erwartenden höhe-
ren Krankenkassenbeiträge - auf Gebühren-
und Steuererhöhungen möglichst verzichten.
Auch ein weiterer Personalabbau bei der
Stadt sei kaum noch möglich. Man hoffe je-
doch, durch die Bauarbeiten auf den Groden-
flächen und die Aufspülungen des Hafengro-
dens deutlich mehr Grundsteuern, gegebe-
nenfalls auch Gewerbesteuern einnehmen
zu können. Zudem setze man auf Mehrein-
nahmen an Einkommensteuer und Vermin-
derung der Sozialleistungen durch die Be-
schäftigungswirkung beim Bau und Betrieb
der Großprojekte am seeschifftiefen Wasser.
Keinesfalls wolle man die vorgesehenen In-
frastrukturinvestitionen zurückfahren. Notfalls
wolle man neue Schulden anhäufen…
Die Spekulation auf Gewerbesteuern wider-
spricht allerdings der inzwischen verbreiteten
Erkenntnis, dass von Investoren – z.B. WRG,
JWP, Electrabel und E.ON – zumindest auf
Jahre hinaus keine Gewerbesteuereinnah-
men zu erwarten sind. Eine Kosten-/Nutzen-
rechnung für die vielen Großprojekte zu erar-
beiten wäre daher gewiss sachdienlicher, als
immer neue populistische Heißluftballons
aufsteigen zu lassen. (jm)

Schiffe an die Steckdose?
Bis vor kurzem hat sich niemand um eine
Landstromversorgung der künftig am Kai des
JadeWeserPort liegenden Containerschiffe
gekümmert (s. Gegenwind Nr. 238). Jetzt hat
Ratsherr Johann Janssen (LAW) mit einer klei-
nen Anfrage den Hut in den Ring geworfen
und beantragt, dass der Rat der Stadt sich auf

seiner Sitzung am 08. Oktober damit befasst.
Dazu schreibt er einleitend in einem Brief an
den Oberbürgermeister, dass große Schiffe auf
Grund der Verbrennung von Rohölresten in
den Dieselmotoren als Schwimmende Sonder-
müllverbrennungsanlagen bezeichnet würden.
Ein Kreuzfahrtschiff würde z.B. pro Stunde soviel
Feinstaub wie 50.000 Autos produzieren, die mit
130 km/h eine Stunde lang auf der Autobahn
fahren. Die in Hamburg anfallenden Stick- und
Schwefeloxidemissionen gingen zu 80% auf
das Konto der Schiffe im Hamburger Hafen.
“In Lübeck ist für Schiffe eine so genannte
‘Landstromanlage’ installiert worden, die es
ermöglicht, dass im Hafen liegende Schiffe
ihren notwendigen Strom nicht mehr über
Dieselmotoren, sondern von Land aus der
Steckdose beziehen können. Durch diese
Maßnahme fallen an Stickoxiden 77%, an
CO2 90% und an Feinstaub 60% weniger an.”
heißt es weiter in Janssens Brief an den OB.
Am Lübecker Know-how seien inzwischen
Ostseehäfen wie Göteborg, Stockholm, Hel-
sinki, Stettin und St. Petersburg interessiert.
Folgende Fragen möchte Ratsherr Janssen
dazu beantwortet wissen: 
“Welche Maßnahmen hat die Stadtverwal-
tung bisher unternommen, sich für Landstrom
an der Pier des JWP einzusetzen?
Falls das bisher nicht geschehen ist: Wird
sich die Stadt zum Schutz der Bevölkerung
von Wilhelmshaven und Butjadingen und
zum Schutz des Nationalparks Wattenmeer
in Zukunft dafür einsetzen?” (jm)

Anette Nowak 
Legasthenietherapie

Lese-/Rechtschreibtraining
Diagnose und Beratung

Auskunft und Anmeldung
04421 - 99 64 70
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Wie lange noch?
Wilhelmshavens SPD-Spitze steuert weiter in Richtung 
Bedeutungslosigkeit
(hk) Die Wilhelmshavener SPD-Spitze hält unbeirrt an ihrem Kurs in Richtung 20% fest.
Auch nach dem außerordentlichen Parteitag des Kreisverbands Wilhelmshaven Mitte
September beharren Schmidt, Neumann, Adam usw. auf ihrem basisfernen Politikver-
ständnis.

Der Parteitag war eigentlich das Langwei-
ligste, was in den letzten Jahren auf dieser
Bühne geboten wurde; dennoch fehlte es
den gefassten Beschlüssen nicht an gehöri-
ger Brisanz.

Im ersten Teil der Anträge ging es um Än-
derungen der Statuten. So sollte z.B. gestri-
chen werden, dass der Oberbürgermeister
kraft seines Amtes auch stimmberechtigtes
Mitglied des Kreisverbandsvorstands ist. Des
weiteren sollte auch der Fraktionsvorsitzende
der SPD-Ratsfraktion nicht mehr automatisch
dem Kreisverbandsvorstand angehören. Be-
gründet wurden beide Anträge damit, dass
der Kreisverbandsvorstand die Aufgabe habe,
die Umsetzung der SPD-Politik zu kontrollie-
ren. Und da können ja schlecht die, deren Ar-
beit kontrolliert werden soll, auch stimmbe-
rechtigt sein. 

Die Anträge, die sich mit diesen Themen-
bereichen befassten, wurden von bis zu 60%
der Delegierten unterstützt; für eine Annahme
wäre aber eine 2/3-Mehrheit nötig gewesen –
die strukturelle Erneuerung der Wilhelmsha-
vener Sozialdemokratie wurde damit erst ein-
mal verspielt. Es gab dazu allerdings auch
keine Debatten auf dem Parteitag – alles lief
schematisch ab.

Inhaltliche Beschlüsse
Nun war klar, dass es zumindest bei den

Anträgen, für die keine 2/3-Mehrheit nötig
war, spannend werden könnte. Die Versuche
der Parteispitze, die Annahme der inhaltlich
geprägten Anträge zu verhindern, liefen ins
Leere. Und so muss sich der Wilhelmshave-
ner Kreisverbandsvorstand u.a. für die Durch-
setzung der folgenden Inhalte einsetzen:
� Keine weitere Veräußerung von GEW-An-
teilen
� Eigene Energieproduktion unter dem
Dach der GEW
� Die JUSOS bekommen einen eigenen,
selbstverwalteten Etat.
� Konsequenter Ausbau des Banters Sees
zu einem Naherholungsgebiet
� Gewinnabführung der Sparkasse Wil-
helmshaven ausschließlich für soziale und
kulturelle Aufgaben
� Sofortige Erstellung eines qualifizierten
Mietspiegels für Wilhelmshaven
� Die SPD Wilhelmshaven spricht sich ge-
gen jegliche Form der Leiharbeit in städti-
schen Betrieben, Eigenbetrieben und Toch-
tergesellschaften und Beteiligungen aus.
� Die Ratsfraktion gibt sich eine Geschäfts-
ordnung.
� Alle Fraktionsmitglieder werden aufgefor-
dert, ihre Einnahmen aus Aufsichtsräten, Auf-
wandsentschädigungen, Ratsvorsitz, Bürger-
meisterämtern und sonstige Einnahmen, die
aus dem politischen Mandat oder Amt resul-
tieren, offenzulegen.
� Die SPD Wilhelmshaven spricht sich ge-
gen eine Ämterhäufung bei einzelnen Partei-
mitgliedern aus.

� Die SPD spricht sich für Bürgerbefragun-
gen bei städtischen Großprojekten aus.

Die Tendenz der durchgesetzten Anträge
ist eindeutig auf mehr Transparenz der Partei
ausgerichtet – gleichzeitig soll eine Politik nä-
her am Bürger durchgesetzt werden. 

Tim Sommer vom Ortsverein Mitte brachte
die Problematik der Beschlüsse (organisato-
risch keine Erneuerung der Partei, inhaltlich
recht weitreichende Beschlüsse) auf seiner In-
ternet-Seite mit folgendem Satz auf den Punkt:
“Interessant wird auch, wie die Parteispitze
und insbesondere die Fraktion nun die Be-
schlüsse umsetzt.” (Parteitag mit Inhalten und
Verweigerung auf: www.timsommer.de)

Der Parteitag machte auch deutlich, dass
die alte Riege der Wilhelmshavener SPD aus-
gedient hat. Bei den Anträgen zu den Statu-
ten scheiterten die “Erneuerer” denkbar
knapp, bei den inhaltlichen Anträgen konnte
sie beweisen, dass mit der Politik von Sieg-
fried Neumann, Wilfried Adam, Eberhard
Menzel (stellvertretend für ein gutes Drittel der
Delegierten genannt) zukünftig in Wilhelms-
haven kein Blumentopf zu gewinnen sein
wird.

Doch was machen die alten Herren? Die
Protokolle des Parteitags waren noch nicht
geschrieben, da flatterte den beiden parteiin-
ternen Kritikern Barbara Ober-Bloibaum und
Karlheinz Föhlinger ein Einschreibebrief von
der Fraktion ins Haus, in dem sie aufgefordert
wurden, zu einer Anhörung am 29. Septem-

ber vor der Fraktion zu erscheinen. Ziel der
Aktion: Ausschluss aus der Fraktion. 

Klar ist, dass die beiden SPD-Ratsmitglie-
der der Anhörungs-Aufforderung nicht Folge
leisteten.

Ziel: Rausschmiss
Innerhalb der SPD-Ratsfraktion schält sich

eine Gruppe (Aljets, Gastmann, Will, Hart-
mann, Neumann) heraus, die nur ein Ziel hat:
Raus mit Föhlinger und Ober-Bloibaum. Das
Angebot des friesischen SPD-Landtagsabge-
ordneten Olaf Lies, als Moderator zwischen
den beiden Gruppen im Stadtrat zu fungieren,
wird von der Fraktion ignoriert – schließlich
will man Föhlinger und Ober-Bloibaum raus-
haben. Denn die beiden haben sich der Ma-
jestätsbeleidigung schuldig gemacht – sie
haben es gewagt, gegen Wilfrid Adam anzu-
treten und Siegfried Neumann zu kritisieren.

Dass sich hier die Ratsfraktion verselb-
ständigt hat, wird durch den Beschluss des
Kreisvorstandes vom 8. September deutlich,
in dem die Ratsfraktion aufgefordert wurde,
von Repressionsmaßnahmen gegen Barbara
Ober-Bloibaum und Karlheinz Föhlinger ab-
zusehen.

Föhlinger und Ober-Bloibaum haben
wohl erst einmal bis zum November Ruhe –
aber nach den Rats-Herbstferien will dem
Vernehmen nach Siegfried Neumann dafür
sorgen, dass die Kritiker rausgeschmissen
werden. Wilfrid Adam soll schon über einen
schriftlich fixierten Fahrplan zum Raus-
schmiss von Ober-Bloibaum und Föhlinger
verfügen. 

Die SPD-Geschäftsstelle (eigentlich ein
Dienstleister für die Parteimitglieder) unter Lei-
tung von Heino Janssen tendiert zur Unter-
stützung von Neumann und Co. – “der ge-
wichtet seinen Job nicht ganz richtig und
spielt die Bälle eher dem Siegfried Neumann
zu”, hieß es dazu von einem SPD-Mitglied zur
Rolle Heino Janssens.

Die Wilhelmshavener SPD (zumindest die
Leute, die heute noch das Sagen in der Partei
haben) erweist sich als lernresistent – das be-
wies auch die Kreisvorstandssitzung vom 25.
September 2008. Anstatt sich mit den Forde-
rungen der Basis auseinanderzusetzen, wird
diese auf Antrag des Vorsitzenden Norbert
Schmidt von der Sitzung ausgeschlossen. 

Und hier geht es dann auch schon wie-
der um Personalien – wo käme die SPD auch
hin, wenn sie nach einem Parteitag über In-
halte diskutieren würde? Die Parteitagsbe-
schlüsse werden auseinandergepflückt, wer-
den personifiziert.

Es ist schon fast eine Tradition, dass wir
die Artikel über die Wilhelmshavener SPD mit
einem Zitat von Tim Sommers Internetseite
(Leitsatz: Wir brauchen die Herausforderung
der jungen Generation, sonst würden uns
die Füße einschlafen. Willy Brandt) beschlie-
ßen. Hier ein Auszug aus Tim Sommers Arti-
kel zur Kreisvorstandssitzung:

Die vom Ortsverein Mitte gestellten Anträ-
ge des Parteitages wurden personenbezo-
gen zerrissen. Zwar war weder der Kreisver-
bandsvorstand noch die Führungsriege in
der Lage, eigene Anträge zu stellen, um die
Partei fit für die Zukunft zu machen, dennoch
kann man ja die aktiven Parteimitglieder ab-
strafen.

Derzeit versucht die Fraktion der SPD
Wilhelmshaven, die beiden Fraktionsmitglie-
der Föhlinger und Ober-Bloibaum über

Wir helfen mit, die
Umwelt zu schonen:
Die Hälfte unseres
Fuhrparks fährt auf
Erdgas bzw. LPG.

Minicar Dirks
�772211
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eine Anhörung aus der Fraktion zu werfen.
Gegen meine Person soll angeblich ein Par-
teiausschlussverfahren angestrebt werden,
um die Kritiker endlich mundtot zu machen.

Entgegen den Lippenbekenntnissen der
Parteiführung soll es also auch in Zukunft
nicht um Inhalte gehen, sondern um den rei-
nen Machterhalt und das Ausschalten von
kritischen Parteimitgliedern. Anstatt sich mit
den inhaltlichen Anträgen des Parteitages zu
befassen und diese schnellstmöglich in die
Tat umzusetzen, bestach vor allem der SPD-
Fraktionsvorsitzende Neumann, der sich auf
dem Parteitag nur zu einem Antrag (Durch-
bau der Friedenstraße) zu Wort meldete, bei
der Kreisverbandsvorstandssitzung durch
Nörgelei. Wörtlich sprachen Beteiligte von ei-
nem “Tim-Sommer-Parteitag”, ohne sich da-
bei bewusst zu sein, dass die Anträge, die
ich begründet habe, vom Ortsverein Mitte
gestellt wurden und bis auf zwei Ausnahmen
(von 18 Anträgen!) alle die Mehrheit der De-
legierten fanden!

Der Versuch der Kritiker, auf dem Partei-
tag inhaltliche Weichen zu stellen, ist zwar
gelungen, dennoch schlägt die Parteifüh-
rung nun mit Mitteln zurück, die kaum mehr
mit dem demokratischen Verständnis der
SPD zu vereinbaren sind. Es scheint keinerlei
Wille zu einer Beilegung der Streitigkeiten
vorhanden zu sein. Vielmehr hat die Partei-
spitze die Schlagzahl erhöht und will nun au-
genscheinlich noch konsequenter die inhalt-
liche Auseinandersetzung verhindern. Das
Ergebnis könnte die weitere und auch un-
heilbare Spaltung der SPD in Wilhelmsha-
ven, verbunden mit weiteren Mitgliederver-
lusten, sein.

Positiv an der Kreisvorstandssitzung
bleibt, dass ein Teil der konservativen Vor-
standsmitglieder angekündigt hat, nicht
mehr kandidieren zu wollen. Mal sehen, ob
sich die Betroffenen beim nächsten Parteitag
noch an ihre Ankündigungen erinnern…. 

Fazit: Es bleibt spannend in der Wilhelms-
havener SPD – wie lange braucht die Wil-
helmshavener Führungsriege, um der Partei
bayerische Verhältnisse (18%) zu verschaf-
fen? �

Günstiges
Baugeld

Konditionen 
auf Anfrage

Ihr Ansprechpartner:
VPV-Geschäftsstelle * Tel.: 04421/774543

VERSICHERUNGSGRUPPE

FFoorrttsseettzzuunngg  SSPPDD--PPaarrtteeiittaagg Roter Teppich für Klimakiller
Grundstein für Electrabel-Kohlekraftwerk gelegt
(hk) Am 19. September wurde der Grundstein für das Electrabel-Kraftwerk in Wilhelms-
haven gelegt. Die Zeremonie fand in Gegenwart des Niedersächsischen Umweltmi-
nisters Hans-Heinrich Sander und des Wilhelmshavener Oberbürgermeisters Eber-
hard Menzel statt. 

Gemeinsam mit Alfred Hofman, dem Auf-
sichtsratsvorsitzenden der Electrabel
Deutschland, sowie Erik von Scholz, dem Vor-
standsvorsitzenden der Electrabel Deutsch-
land AG, schlugen sie die ersten Pfähle in
den Sandboden des Rüstersieler Grodens.
Nach vier Jahren Bauzeit und einer Investition
von über einer Milliarde Euro wird das 800
MW-Kraftwerk im Jahr 2012 seinen Betrieb
aufnehmen.

Aus diesem Anlass veröffentlichen wir
den neuesten Bericht der Europäischen Um-
weltagentur (EEA) zum Thema Klimawandel:

Nehmen Hitzewellen und Unwetter in
Europa zu? Wie stark steigt der Meeresspie-
gel in Europa? Und wie beeinflusst der Kli-
mawandel Menschen, Pflanzen und Tiere?
Antworten gibt der Bericht “Impacts of
Europe’s changing climate – 2008 indicator
based assessment”, den
die Europäische Umwelt-
agentur [EEA] Anfang Ok-
tober in Kopenhagen, Dä-
nemark, vorstellte. So hat
sich das Klima in Europa
in den vergangenen Jahr-
zehnten erheblich verän-
dert - und die Auswirkun-
gen dieses Wandels zei-
gen sich immer klarer. 

Ergebnisse neuester
modellgestützter Projek-
tionen lassen in Zukunft
eine deutliche Verstär-
kung der Auswirkungen
erwarten. Der Bericht be-
schreibt anhand von 40
Indikatoren, wie sich er-
höhte Risiken für Fluter-
eignisse und Trockenhei-

ten, Verluste der Biodiversi-
tät oder Gefahren für den
Energiesektor auswirken.
Der Bericht erstreckt sich
auf zehn Bereiche wie
menschliche Gesundheit,
Energiewirtschaft, Land-
wirtschaft, Tourismus, Ver-
kehr oder Ökosysteme.
“Wir sehen deutliche
Warnsignale für alle Le-
bens- und Wirtschaftsbe-
reiche”, meint der Vizeprä-
sident des Umweltbundes-
amtes, Dr. Thomas Holz-
mann, “auch bei der Be-
kämpfung des Klimawan-
dels muss Europa zusam-
menwachsen.”

Laut Bericht stieg die
Temperatur in Europa seit
Beginn der Industrialisie-
rung um 1 Grad Celsius
an, also stärker als der glo-
bale Durchschnitt von 0,8
Grad Celsius. Die Glet-
scher der Alpen verloren

seit 1850 etwa zwei Drittel ihrer Eismasse.
Seit den 1980er Jahren beschleunigt sich
dieser Prozess. Steigende Temperaturen und
Hitzewellen führen zu Gesundheitsproble-
men; abschmelzende Gletscher können im
Alpenraum die Wasserversorgung vor neue
Herausforderungen stellen. Die EEA rechnet
in den nächsten hundert Jahren mit einem
weiteren Anstieg der Temperatur und mit ver-
stärkten Auswirkungen auf Umwelt und Ge-
sellschaft.

Eine zunehmende Zahl von Naturkatas-
trophen – überwiegend verursacht durch Ex-
tremwetterereignisse - konfrontiert vor allem
die Versicherungswirtschaft mit steigenden
Schadenszahlen. Auch der Meeresspiegel
an Europas Küsten steigt, das Artenspektrum
der Europäischen Meere verändert sich und
die Vegetationsperiode hat sich in weiten

Volksnah gab sich OB Menzel auf dem Wege zur Grundsteinlegung des
Kohlekraftwerks der “Electrabel” auf dem Rüstersieler Groden am 19.
September: Als er vor dem Schlagbaum zum Baugelände von zwei Dut-
zend mit Transparenten und Pappschildern bestückten BürgerInnen mit
dem Lied “Der Steiger kommt” begrüßt wurde, entstieg er seiner Karosse
und verkündete der Sangesgruppe, dass Joschka Fischer jetzt auch für
Kohlekraftwerke sei. Durch Fischers neuerliche Selbsterfindung offenbar
bestärkt, fasste er die Sachargumente der Kraftwerksgegner zu zwei Wör-
tern zusammen: “Alles Phrasen!” Anschließend hockte er sich - ohne das
Echo abzuwarten - zurück in seinen Sitz, schlug die Tür zu und ließ sei-
nen Chauffeur wieder anfahren…  (jm)                          Foto: Gegenwind

Wie es sich gehört: Wenn ein Umweltminister den Grundstein für ein Koh-
lekraftwerk legt, muss auch ein anständiger roter Teppich ausgerollt wer-
den. Umweltminister Sander: “Ich bekenne mich zu diesem modernen
und hocheffizienten Kraftwerk. Jedes neue, das ans Netz geht, ist besser
als jedes alte.” (Foto Tjaden)
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Teilen Europas bereits deutlich verlängert.
Zwar zeigt der Bericht auch positive Wir-

kungen des Klimawandels, zum Beispiel bes-
sere Bedingungen für
die Landwirtschaft und
die Schifffahrt in nördli-
chen Regionen. Aller-
dings gibt es keinen
Zweifel, dass die negati-
ven Folgen überwiegen.

UBA Vize-Präsident
Dr. Thomas Holzmann:
“Die tiefgreifenden Aus-
wirkungen der Klimaän-
derungen in Europa un-
terstreichen, wie wichtig

Eine Gruppe Umweltschützer brachte anlässlich der Grundsteinlegung
ihren Protest zum Ausdruck – angesichts der morgendlichen Stunde wa-
ren’s gar nicht so wenig. Foto: ©gruppo|635|hufenbach

es ist, die Klimagasemis-
sionen weiter deutlich zu
senken. Gleichzeitig müs-
sen wir uns an die nicht
mehr abwendbaren Fol-
gen des Klimawandels
anpassen”.

Der Bericht basiert auf
neuen wissenschaftlichen
Publikationen und lang-
jährigen Datenreihen wis-
senschaftlicher Beobach-
tungen in verschiedenen
europäischen Staaten.
Mögliche künftige Klima-
änderungen und deren
Auswirkungen werden an-
hand von Computermo-
dellen projiziert.

Die Europäische Um-
weltagentur [EEA] veröf-
fentlicht den Bericht ge-
meinsam mit dem Verei-
nigten Forschungszen-
trum der EU [JRC-IES],
Ispra [Italien] und dem Re-
gionalbüro für Europa der
Weltgesundheitsorganisa-
tion [WHO] in Rom.

Das Umweltbundes-
amt [UBA] und die nieder-
ländische Umweltbehör-
de [PBL] waren – gemein-
sam mit weiteren Insti-
tutionen – im Rahmen
des Europäischen The-

menzentrums für Luft und Klimawandel
[ETC/ACC] maßgeblich an der Erstellung be-
teiligt. �

“Kohlekraft nein danke!” steht seit dem Tag der Electrabel-Grundsteinle-
gung auf dem Fußboden des Valoisplatzes und an mehreren Stellen in
der Marktstraße. Damit protestiert Greenpeace gegen die Grundsteinle-
gung für den Bau eines Kohlekraftwerks von Electrabel durch Umweltmi-
nister Hans-Heinrich Sander (FDP). Der Spruch wurde mittels “Clean-Graf-
fiti” auf dem Fußboden des Platzes angebracht. Dabei wird der Bereich
der Schrift gesäubert, so dass die Botschaft aus sauberer Fläche auf dem
Bürgersteig zu lesen ist.
“Kohle zerstört das Klima, heutzutage dürfen keine neuen Kohlekraftwer-
ke mehr gebaut werden, sonst schaffen wir die Klimaschutzziele der Bun-
desregierung nicht”, fordert Danny Rimpl, Energie- und Klimaexperte der
Greenpeace-Gruppe Wilhelmshaven. Die Bundesregierung hat sich ver-
pflichtet, den jährlichen deutschen Treibhausgasausstoß bis 2020 um 40
Prozent im Vergleich zu 1990 zu senken. In Wilhelmshaven plant der
Energieversorger Electrabel im Rüstersieler Groden ein 800 MW-Stein-
kohlekraftwerk, das mehr als 4,2 Millionen Tonnen Kohlendioxid pro Jahr
ausstoßen wird.

Foto: Dany Rimpl/Greenpeace
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Langatmige Ausführungen unserer
Ratsmitglieder, selten zielgerichtet, ge-
prägt von Wiederholungen, Abschwei-
fungen und Animositäten, sind ein Dau-
erbrenner unserer Ratssplitter. Diesmal
waren alle Medienvertreter in der Pres-
seecke kurz vorm Explodieren. Vom WZ-
Kollegen Maik Michalski bekamen die
Quasselstrippen in seinem Kommentar
zur Ratssitzung ordentlich eines über-
gesemmelt. Seine berechtigte Forde-
rung nach Schmerzensgeld gilt auch für
unsereins, die wir da ehrenamtlich ho-
cken, und noch mehr für die BürgerIn-
nen im Zuschauerraum.

Besser im Bilde
Neue Bildschirme sind jetzt oben im Zu-

schauerraum angebracht, auf denen die An-
wesenden die Tagesordnung und Beratungs-
punkte im Blick behalten können. Baulich be-
dingt müssen sie sich dafür zwar ein wenig
den Hals verrenken, trotzdem ist diese Ser-
viceleistung der Verwaltung lobenswert. ☺

Wieder mal geheim
Gerangel gab es um die “Vermarktung

und Bewirtschaftung von hafenaffinen Flä-
chen am JadeWeserPort durch GGS / Firma
Workcare”. Auf Deutsch: Einrichtung und Be-
trieb eines Wohndorfes für die Arbeitskräfte
der JadeWeserPort-Baustelle auf dem ehe-
maligen Campingplatz, den die Firma Work-
care von der Stadt gepachtet hat. Mit einer
Großen Anfrage wollte die CDU-Fraktion die
Ungereimtheiten klären: Warum wurde die
Verpachtung nicht öffentlich ausgeschrie-
ben? Warum wurde bisher keine Pacht be-
zahlt? Warum hat nur die Firma ein Sonder-
kündigungsrecht und die Stadt nicht? Warum
hat sich die Stadt verpflichtet, Konkurrenzan-
bieter der Firma in keiner Weise zu unterstüt-
zen? Warum ist Workcare berechtigt, die Flä-
che nur teilweise zu nutzen und auch nur da-
für Pacht zu bezahlen? Fragen über Fragen.
Doch, wie so oft, wurde dieses Thema in den
nichtöffentlichen Teil verschoben, da “Einzel-
interessen maßgeblich tangiert” seien. Rats-
herr Tjaden schlug vor, zumindest die Fragen,
die keine finanziellen Details betreffen, in öf-
fentlicher Sitzung zu beantworten. Die Verwal-
tung räumte ein, dass diese Trennung durch-
aus möglich wäre. Trotzdem wurde Tjadens
Antrag mit knapper Mehrheit abgelehnt. �

LKW raus aus Voslapp!
Höchste Zeit wird es für ein Verkehrskon-

zept für die Regelung des Lastwagenver-
kehrs im Stadtnorden. Denn schon jetzt, wäh-
rend der Bauphase für JadeWeserPort, Kraft-
werke, Raffinerie und Ausbau der A29, be-
klagen die Anwohner ein spürbares Mehrauf-
kommen an LKW-Verkehren, das in der spä-
teren Betriebsphase noch zunehmen wird.

Offiziell sollen die Brummis zwar die Straße
am Seedeich benutzen, um zu den Baustel-
len zu gelangen, aber Zeit ist Geld und Navi-
gationssysteme kennen zwar die kürzeste,
aber nicht die zugelassene Strecke. So
brummt es dann lautstark mitten durch die
Wohnsiedlungen oder auch mal zum Bäcker
nach F’Groden.

Ratsherr Tjaden fordert (eigentlich schon
seit 2001) ein entsprechendes Lenkungskon-
zept, Hinweisschilder und Kontrollen. Bis zu
dieser Ratssitzung hatte er keine Antwort er-
halten und rechnete nun damit, dass der OB
bzw. Stadtbaurat Kottek jetzt einen fertigen
Entwurf aus der Tasche zaubern würde. Mit
seiner Kritik stand er nicht allein da. Ratsherr
Harms (CDU) hatte unlängst Stadtbaurat Kot-
tek zur Bürgersprechstunde des Ortsvereins
eingeladen, um über das Konzept zu informie-
ren – kurzfristig gab es eine Absage; es wur-
de, sinngemäß, über einen “Maulkorberlass”
gemunkelt. Der OB entgegnete, Kottek habe
vor Ort nicht über das Konzept sprechen sol-
len, ehe es im Rat behandelt worden ist. Rats-
herr Barkowsky forderte zusätzlich auch eine
Verkehrsberuhigung. CDU-Sprecher Reuter:
“Die Verwaltung könnte zumindest verraten,
ob es ein Konzept gibt oder nicht.”

Schließlich durfte Kottek das Geheimnis
lüften: Ja, es gäbe ein Verkehrskonzept, für die
gesamte Stadt. Dort sei u. a. auch vorgesehen,
dass die LKW in Höhe Utterser Landstraße
Richtung Deich abbiegen, was entsprechend
ausgeschildert sei. Tjaden stellte fest, die
Schilder an der Flutstraße seien nicht neu, die
hätten schon früher dort gestanden. Menzel
vertrat die Ansicht, die Polizei sei dafür zustän-
dig, die Einhaltung der Verkehrsführung zu
überwachen. Zudem sollten an der A29 Vor-
wegweiser installiert werden, um den Verkehr
zu lenken. Ratsfrau Bauermeister (FDP) hatte
schließlich genug von dem “Eiertanz” und for-
derte: “Her mit dem Konzept und gut!” SPD-
Sprecher Neumann beantragte, das Thema
zunächst im Bauausschuss zu behandeln,
was mehrheitlich angenommen wurde.

Geh doch nach drüben …
Seit langem fordert die LAW einen Shuttle-

bus, der nach der Schließung des Genius-
strandes (jetzt Baustelle JadeWeserPort) Ba-
degäste aus Wilhelmshaven kostenlos zum
Hooksieler Strand befördert. LAW-Ratsherr Jo-
hann Janssen überreichte jetzt dem OB 1.200
Unterschriften von UnterstützerInnen der For-
derung, verbunden mit einem konkreten Be-
schlussantrag. Ratsherr Weerda meinte, das
Unternehmen WeserEmsBus würde bereits
eine passende Verbindung anbieten – aller-
dings nicht kostenlos: “Wir leben nicht in der
DDR, wo man alles umsonst bekam!” Autsch!
� Was als Seitenhieb gegen Janssen ge-
meint war, lässt sich auch als Eigentor wer-
ten: In der DDR war bekanntlich nicht alles
Gold, aber die (zwar nicht kostenlose, aber
kostengünstige) Grundversorgung (Wohnung,
Grundnahrungsmittel oder auch ÖPNV) in der
DDR gehört nun gerade zu den Errungen-
schaften, von denen sich die damalige und
heutige BRD als selbsternannter Sozialstaat
einiges hätte abgucken können.

Für Ratsherr Adam (SPD) ist das Freibad
Nord eine ausreichende Alternative zum ver-
lorenen Geniusstrand. Das Freibad wird jetzt
von privater Hand (mit städtischer Unterstüt-
zung) betrieben, und Adam fand es dem Be-
treiber gegenüber gemein, vor dem Freibad

Unterschriften für einen Shuttle nach Hooksiel
zu sammeln. Janssen bezweifelte, ob ein
Freibad und ein Sandstrand wirklich in Kon-
kurrenz zueinander stehen.

Ratsherr Hartmann (SPD, Verfechter einer
künstlichen Badelagune am Südstrand) sagte,
“natürlich” (?) werde er den Shuttle-Antrag ab-
lehnen, aber andererseits hielte er “Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen wie im Natur-
schutz” auch hier für angemessen, denn die
Lebensqualität sei nun eingeschränkt – abge-
sehen vom Verlust des Geniusstrandes seien
auch die Bademöglichkeiten am Südstrand
und am Banter See unzureichend und verbes-
serungswürdig. Für Reuter scheitert der kos-
tenlose Shuttle an den Finanzierungsmöglich-
keiten – die Stadtwerke bezuschussen bereits
das Freibad mit 250.000 Euro jährlich. Da ha-
ben sie alle wieder nicht richtig zugehört: Die
LAW hatte beantragt, mit den Betreibern des
JadeWeserPorts, die ja vom Wegfall des
Strandes profitieren, über die Einrichtung des
Shuttles zu verhandeln. Von einer städtischen
Finanzierung war nicht die Rede. Tjaden
räumte ein, man hätte schon beim Erörte-
rungstermin einen entsprechenden Ausgleich
für verlorene Freizeitwerte fordern können.
Janssen hatte den Eindruck, der Antrag würde
im Rat nicht ernst genommen. Jedenfalls wur-
de er mehrheitlich abgelehnt. �

… und nimm die Armen gleich mit
Sichtlich nicht ernst genommen wurde der

LAW-Antrag, endlich die Kosten der Unterkunft
(KdU) für Hartz-IV-EmpfängerInnen in ange-
messener Höhe zu übernehmen. Die Stadt
setzt hier nämlich eigene Maßstäbe an, und
so lange die Betroffenen nicht vor Gericht zie-
hen, müssen sie aus ihrem Regelsatz (für Le-
bensmittel usw.) noch etwas abzwacken, um
die Mietkosten begleichen zu können. Im Fal-
le einer Klage erhalten sie aber vom Sozialge-
richt Oldenburg immer Recht und bekommen
die KdU nach Wohngeldtabelle plus 10% zu-
gesprochen. Während Ratsherr Janssen die-
ses Anliegen Tausender betroffener Mitbürge-
rInnen engagiert und ausführlich vortrug, ver-
ließen der OB und andere Ratsleute ihren
Platz und oder zeigten sich anderweitig desin-
teressiert. � Als Erster meldete sich Ratsherr
Reese (SPD) zu Wort: Etwa 10.000 Menschen
in Wilhelmshaven seien auf Transferleistun-
gen angewiesen – wahrlich “kein Ruhmes-
blatt”. Janssens Forderung sei “populär” (?),
aber “seriös”. Man müsse sich damit ausein-
andersetzen und “intensive Ermittlungen” an-
stellen. Die Urteile der Sozialgerichte würden
in dieser Hinsicht sehr unterschiedlich ausfal-
len. Schließlich handele es um ein “nicht so
einfaches Klientel”. (Hä?) Er plädierte dafür,
den Antrag an den Sozialausschuss zu ver-
weisen und die Gerichtsurteile abzuwarten.

Für CDU-Ratsherr Felbier wäre die Über-
nahme der Mehrkosten eine “zusätzliche frei-
willige Leistung der Stadt”. Nach Auskunft von
Sozialdezernent Stoffers wendet die Stadt
jährlich 24 Mio Euro für die KdU auf, zwei Drit-
tel davon zahlt der Bund. Durch die Forde-
rung der LAW würde der Aufwand um 3 Mio
Euro steigen. Die Stadt müsse aber “sorgfältig
mit ihren Haushaltsmitteln umgehen”. Das
Bundessozialgericht würde die Auffassung
der Verwaltung bestätigen, dass die Anwen-
dung der Wohngeldtabelle nicht zulässig und
ein qualifizierter Mietspiegel nicht erforderlich
sei. Der beziehe sich auf den vermieteten
Wohnraum, in WHV müsse man aber die
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zahlreichen Leerstände berücksichtigen. (In
der Realität wirken sich die Leerstände nicht
dämpfend auf die geforderten Mietpreise aus;
und langjährig leerstehende Wohnungen
sind oft gar nicht mehr bewohnbar). Stoffers’
Fazit: “Eine Beschlussfassung über den An-
trag wäre somit rechtswidrig – dann könnte
einer in eine Luxuswohnung umziehen und
wir müssten bezahlen”. Damit bediente er die
schlimmsten Vorurteile über “Sozialschmarot-
zer”, wie sie auch die BILD-Zeitung regelmä-
ßig verbreitet. �

Werner Biehl (Grüne) wandte sich an
Janssen: “Ich ziehe den Hut vor deiner Lobby-
arbeit.” Aber rechtlich sei die Materie “völlig
unüberblickbar”, und was sei “angemessen”?
Im Ergebnis sei er “stinksauer” auf Janssen,
dass der das Thema regelmäßig wieder auf
die Tagesordnung bringt. Aaaah-ja! �

Tjaden plädierte zwar auch dafür, die Be-
ratung im Sozialausschuss und die Gerichts-
urteile abzuwarten. Trotzdem müsse man sich
wohl Gedanken machen, wo die entspre-
chenden Haushaltsmittel herkommen sollen,
wenn das Bundessozialgericht zu Gunsten
der Betroffenen urteilt. Der LAW-Antrag wurde
bei einer Gegenstimme und einer Enthaltung
an den Sozialausschuss verwiesen.

Alles zu seiner Zeit
Die FDP beantragte, die Haushaltsbera-

tungen für 2009 so früh wie möglich anzuset-
zen, um schon zum Jahresanfang einen ge-
nehmigungsfähigen Haushalt zu haben. Dar-
an entspann sich eine langwierige Debatte
(um was eigentlich?), in der jede/r das sagte,
was vorher schon mindestens einmal gesagt
worden war, ohne dass es noch etwas mit
dem Antrag zu tun hatte. Irgendwann haute
Ratsherr Weerda auf den Tisch: “Ich hab kei-
ne Lust mehr! Was hier abläuft, hat nichts
mehr mit der Sache zu tun!” So tief sei das Ni-
veau in seinen 21 Jahren im Rat noch nie ge-
sunken. Gut gebrüllt, Fury. ☺

Thema war unter anderem der Einbruch
der Gewerbesteuer um 10 Mio Euro, der nach
Tjadens Erinnerung nicht so unerwartet kam,
wie unlängst beklagt wurde. Bereits 2007, als
die Einnahmen aus dieser Steuer noch bei 31
Mio Euro lagen, wurde für 2009 ein Voran-
schlag von nur noch 20,9 Mio vorgelegt.

Die Verwaltung warnte vor Schnellschüs-
sen: Im November könne man noch keine
verantwortlichen Zahlen vorlegen; auch rei-
che ein Haushaltsplan allein ohne ein Siche-
rungskonzept nicht aus. Nachdem alle, die
sich für kompetent hielten, noch ihren Senf
dazugegeben hatten, ließ sich die Mehrheit
von der Verwaltung überzeugen und lehnte
den FDP-Antrag ab.

Freundliche Vorführung
Der Rat hatte im Mai beschlossen, einen

Rechnungsprüfungsausschuss einzurichten.
Die FDP forderte jetzt die Umsetzung ein.
Dazu gab es eine bemerkenswerte Ansage
vom neuen Leiter des Rechnungsprüfungs-
amtes (RPA), Herrn Weiß: Nach seiner Ein-
schätzung ist ein weiterer Ausschuss als
Schnittstelle zwischen Rat und RPA gar nicht
erforderlich. Das RPA, so Weiß, “ist ein Hilfsor-
gan des Rates und nicht etwa ein Blinddarm-
fortsatz der Verwaltung. Das Rechnungsprü-
fungsamt übernimmt einen großen Teil Ihrer
Aufgaben – das wird nur nicht wahrgenom-
men.” Als neuer Amtsleiter hatte er dem Rat
ein 40seitiges Dossier zur zukünftigen Zusam-

menarbeit vorgelegt: “Dieses Angebot des
neuen Leiters sollten Sie auch wahrnehmen,
die vorhandene Kommunikationsplattform
muss auch gelebt werden.” Erwischt – vermut-
lich hat kaum ein Ratsmitglied sein Dossier
gelesen, und so galt die Devise “wenn ich
nicht mehr weiter weiß, gründ’ ich einen Ar-
beitskreis” resp. Ausschuss. Letzteres hat Weiß
aber nicht gesagt, sondern die Fakten so
sachlich und eloquent auf den Tisch gelegt,
dass sich niemand boshaft vorgeführt fühlen
musste. ☺ So regte sich auch kein Wider-
spruch – das Angebot des Amtsleiters wurde
angenommen und damit der Antrag der FDP,
wenn auch knapp, mehrheitlich abgelehnt.

Mogelpackung
Der Autoverleih Sixt erhält im Gewerbege-

biet Groß Belt eine zusätzliche Abstellfläche
für Fahrzeuge – “auf einem Gebiet, das an-
ders geplant wurde”, so Ratsherr Rech (CDU).
Das trifft den ziemlich harten Kern der Sache
nicht ganz: Im ursprünglichen Bebauungs-
plan ist die Fläche, die jetzt Parkplatz wird, als
Kompensationsfläche für den Naturschutz
festgelegt. Zum Ausgleich für die Überbau-
ung der früheren Hofwurt Groß Belt wurden
dort Maßnahmen zum Erhalt von Natur und
Landschaft umgesetzt. Kaum sind sie umge-
setzt, schon wird die Fläche wieder plattge-
macht und an ganz anderer Stelle kompen-
siert. Aus Sicht der Natur geht diese Rech-
nung aber nicht auf: Vom Grundsatz her
müsste die neuerliche Kompensationsfläche
doppelt so groß sein, denn sowohl für die ur-
sprünglich überbaute Fläche als auch für die
jetzige Inanspruchnahme muss Ersatz ge-
schaffen werden, damit der Naturhaushalt
stimmt. Diese nachträgliche Inanspruchnah-
me von Kompensationsflächen macht derzeit
(schlechte) Schule, nicht nur in Wilhelmsha-
ven. So mogelt man sich nach und nach aus
der Naturschutzgesetzgebung heraus, das
ökologische Bewusstsein weicht einer lästi-
gen Pflichterfüllung, und nicht mal die Grünen
erheben Einspruch. �

Nicht zeitgemäß
Einspruch erhob die FDP gegen die Aus-

weisung eines neuen Baugebietes in Seng-
warden. Es sei “kontraproduktiv und unsinnig,
bei der derzeitigen demografischen Entwick-
lung weitere Baugebiete auszuweisen”. Es ist
wirklich Unfug, am Stadtrand weitere Flächen
für Immobilien zu versiegeln, während in der
Innenstadt die Leerstände gähnen und die
Bevölkerung schrumpft. Der FDP bereitet aber
nicht die Naturzerstörung das Bauchweh,
sondern die teure Infrastruktur, die ein Bauge-
biet nach sich zieht – deswegen gäbe es
dazu auch Grundsatzbeschlüsse. Die Mehr-
heit hielt sich nicht daran und stimmte für das
neue Baugebiet.

Monokultur
In absehbarer Zeit (frühestens 2012)

soll die Zahl der öffentlichen Gymnasien in
der Stadt von ursprünglich drei, jetzt zwei, auf
eines schrumpfen. Der endgültige Standort –
ob Käthe-Kollwitz-Gymnasium oder Gymnasi-
um am Mühlenweg – ist aber noch offen. Be-
reits 2008 sollen die beiden katholischen
Grundschulen in Altengroden zusammenge-
legt werden. Allerdings soll, so wurde jetzt be-
schlossen, zunächst eine neue Heimat für
den “Außerschulischen Lernort” gefunden
werden, der bislang dort untergebracht ist.. �

Öffnungszeiten

Café MüZe:
Montag bis Freitag 

von 9.00 Uhr bis 12.30 Uhr

Mittwochs 

von 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr

Mütter
Zentrum

Werftstr. 45
Tel. 506 106

Das MüZe-Café
Ein offener 
Treffpunkt 

für Menschen 
jeden Alters!!!

Suchen Sie Kontakt oder 
hilfreiche Gespräche?

Wollen Sie Sich mit Freunden oder mit
Ihrer Krabbelgruppe zum Frühstück 
treffen und die Kinder gut versorgt 

wissen?

Haben Sie ein Einzelkind und suchen
Kontakte zu anderen Kindern?

Sie können in Ruhe klönen und ihre Kin-
der sich im nahe gelegenen Spielzimmer

oder bei gutem Wetter draußen 
austoben.

Gehören Sie der älteren Generation an
und freuen sich, von Kindern 

umgeben zu sein, dann sind auch sie bei
uns richtig!

Wir sind von Montag bis Freitag von
9.00 Uhr bis 12.30 Uhr und

Mittwochs von 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr
mit selbstgebackenem Kuchen 

für Sie da.
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Von wegen unsichtbar
Lust und Liebe sind auch mit “50 plus” noch Thema
(iz) Wenn Teenager über eine “Gammelfleischparty” lästern, dann geht es nicht etwa
um abgelaufenes Grillgut, sondern eine Feier mit Leuten über 30. Für die ältere Gene-
ration ist dieser überzogene Jugendkult weniger lustig, sondern belastend, wie die
Beratungsstellen von Pro Familia in Niedersachsen wissen. Umso besser, dass jetzt
auch die Wilhelmshavener Arbeitsgemeinschaft “Frauen und Gesundheit” das Thema
“Lebenslust mit 50 plus” aufgriff.

Einen hervorragenden Einstieg lieferte Sil-
ke Wendland, Koordinatorin des neuen nie-
dersächsischen pro-familia-Projektes “Liebe,
Lust und Älterwerden”, mit ihrem Vortrag “Von
wegen unsichtbar”. Die Beratungsstellen ver-
zeichnen eine steigende Zahl von “älteren”
Menschen (gemeint sind über 50-Jährige),
die Probleme damit haben, als freud- und ge-
schlechtslose Wesen abgestempelt zu wer-
den. Aus diesem Anlass wurden spezielle
Programme zu diesem Thema aufgelegt und
MitarbeiterInnen entsprechend geschult.
Doch “die Expertinnen sind SIE!”, verriet
Wendland den schätzungsweise etwa 80
Frauen, die zu dem Vortrag im “Treff auf Sie-
bethsburg” gekommen waren. 

Zunächst zeigte Wendland Fotos von
Frauen zwischen 50 und (geschätzt) über 80
Jahren, jeweils kombiniert mit einer kurzen
Frage: “Zu alt zum Flirten? Sexy? Attraktiv ge-
nug?” Vereinzelt kam ein ablehnendes “nee!”
aus dem Publikum, doch überwiegend ein
nachdenklich-beredtes Schweigen. Sofort
kam frau ins Grübeln: Ist das jetzt meine per-
sönliche Meinung? Oder reproduziere ich
hier gesellschaftlich zementierte Bilder? Spä-
testens jetzt waren die Zuhörerinnen mitten-
drin und offen für die Ergebnisse wissen-
schaftlicher Untersuchungen, die Wendland
kurz und prägnant vorstellte. 

Laut der Studie eines Kosmetikunterneh-
mens, wie Frauen über 50 wahrgenommen
werden, sagten von den Befragten “nicht
sexy”: 74% / “nicht schön”: 64% / “flirten weni-
ger / haben weniger Sex als Jüngere”: 45%.

“Harter Tobak!”, fasste die Referentin zu-
sammen. Untermauert wurde das durch Fo-
tos von Iris Berben (58) und Hannelore Elsner
(66), die gemeinhin als sehr attraktiv empfun-
den werden – und zwar nicht deshalb, weil
sie die schöne Ausstrahlung ihres Alters be-
sitzen, sondern weil sie deutlich jünger wir-
ken als sie sind. Männer fortgeschrittenen Al-
ters wie Sky Dumont oder Mario Adorf gelten
hingegen gerade durch ihre Falten und grau-
en Schläfen als besonders sexy. Und wenn
sie dann noch deutlich jüngere Partnerinnen
haben, ist das ein Zeichen für ihre Vitalität.
Haben ältere Frauen junge Liebhaber, so ist
das “auffällig” oder “peinlich”.

Gesellschaftliche Überzeugungen
Sex gilt bei uns als Privileg der Jugend, äl-

ter werden als Abbau- und Krankheitspro-
zess. Das Begehren nimmt vermeintlich mit
dem Alter ab. Speziell bei Frauen scheinen
sexuelle Funktionen an die Fruchtbarkeit ge-
bunden zu sein. Ist sie nicht mehr fruchtbar,
dann ist sie auch nicht begehrenswert. Die
Wechseljahre gelten als “hormonelle Mangel-
krankheit”.

Selbstwahrnehmung
Eine EMNID-Umfrage vom März 2008 un-

ter 500 Frauen zwischen 50 und 65 Jahren

wirft das Bild von der lustlosen Älteren end-
gültig über den Haufen. Von den Befragten
fühlen sich
� 49% attraktiver, 38% verführerischer, 34%
sinnlicher als mit 30.
� 90% haben (im Unterschied zu jüngeren
Jahren) eine genaue Kenntnis ihres Körpers,
� 38% flirten gern,
� 92% haben mehr Selbstbewusstsein als
früher,
� 52% haben mehr Genuss beim Sex.
� 42% empfinden eine gesellschaftliche
Missbilligung dieser ihrer Gefühle und Be-
dürfnisse!

Der Trieb kennt kein Alter
Auch wissenschaftliche Erkenntnisse führen
die herrschenden Vorurteile ad absurdum:
Sexualität ist ein menschliches Grundbedürf-
nis, von der Geburt bis zum Tod. Die Lustge-
fühle halten zeitlebens an. Und: Die Sexual-
funktionen altern im Vergleich zu anderen
Körperfunktionen sehr langsam! Untersu-
chungen speziell zum weiblichen Geschlecht
ergaben: 
� Die Fähigkeit zum Sex nimmt durch die
Wechseljahre NICHT ab. 
� Frauen sind von Störungen der Sexualor-
gane weniger betroffen als Männer.
� Frauen sind bis ins hohe Alter erregbar
und orgasmusfähig.

Wunsch und Wirklichkeit
Eine andere Umfrage unter gut 500 deut-

schen Frauen zwischen 50 und 70 zeigte al-
lerdings, dass deren Lebenswirklichkeit von
den vorgenannten Bedürfnissen und Mög-
lichkeiten stark abweicht. Der Wunsch nach
sexueller Aktivität ist deutlich größer als die
tatsächlich gelebte Sexualität: Von den 50-
55-Jährigen haben 25% gar keinen Sex
mehr, bei den 65-70-Jährigen sind es gar
66%.

Die Gründe für diese Diskrepanz zwi-
schen Wunsch und Wirklichkeit sind vielfältig.
Zunächst kann es im Alter körperliche und
seelische Erkrankungen geben, die das Lust-
empfinden beeinträchtigen. Hinzu kommen
sexuelle Erfahrungen, die die individuelle Ein-
stellung beeinflussen. Für Frauen, die vor dem
Beginn der sexuellen Befreiung inklusive ge-
zielter Verhütung in den 1960er Jahren ihre
ersten sexuellen Erfahrungen machten, kann
Sex immer noch angst- und schambehaftet
sein. Das Gleiche gilt natürlich bei schlechten
Erfahrungen (Gewalt, Schmerz). Ausschlag-
gebend ist auch die partnerschaftliche Situa-
tion. Im Schnitt sterben Männer früher als
Frauen, so dass es unter Älteren mehr allein-
stehende Frauen gibt bzw. mit fortschreiten-
dem Alter die Auswahl an möglichen neuen
Partnern abnimmt. Hinzu kommt, dass Frauen
von ihrem Mann/Partner verlassen werden
wegen einer Jüngeren (die – vermeintlich –
attraktiver ist bzw. den Mann attraktiver er-

scheinen lässt). Da bedarf es freilich einer in-
tensiven Auseinandersetzung mit sich selbst,
diese Demütigung abzuschütteln und ein
“jetzt-erst-recht!”-Selbstbewusstsein neu auf-
zubauen.

In diesem Zusammenhang war es sehr
erfrischend, dass die Referentin und auch die
Teilnehmerinnen die Diskussion nicht auf he-
terosexuelle Bindungen beschränkten, son-
dern auch Lust und Liebe zwischen Frauen
einbezogen, wie auch die Möglichkeit, mit
sich selbst Zärtlichkeit und Erotik auszuleben.

“Frauen sind sich oft selbst die größten
Feinde”, meinte eine Teilnehmerin. In der Tat
werden gesellschaftliche Grundhaltungen
durch jede/n Einzelne/n geprägt, und so ist
es auch an den Frauen, ihre eigenen Einstel-
lungen und deren Herkunft zu überdenken
und in jeder Situation laut auszusprechen,
was sie als falsch, ungerecht oder diskrimi-
nierend empfinden und damit auch dem
männlich geprägten Frauen-Bild etwas ent-
gegenzusetzen.

“Werden Sie sichtbar, seien Sie Vorbilder!”,
lautete der abschließende Appell der Refe-
rentin. “Sex ist viel mehr als Geschlechtsver-
kehr – Sex ist, was wir daraus machen!”, fass-
te sie zusammen und ermunterte dazu, über
das Thema zu sprechen und sich bei Proble-
men auch Beratung zu holen – in jedem Alter.
Im Saal und beim Pausengetränk festigte
sich das Gefühl, dass der Vortrag die Anwe-
senden wirklich aufgerüttelt hatte und sie
sich auch über diesen Abend hinaus mit dem
Thema beschäftigen werden. 

Eine andere Form der Auseinanderset-
zung mit dem Thema “Lebenslust ab 50+” bot
ein Kabarettprogramm mit Liedern von Ma-
scha Kaléko und Friedhelm Kändler, vorgetra-
gen von Angelika Heinich (Klavierbegleitung:
Manfred Szobries). Als Frau um die 50 sitzt
Heinich in einer Bar und hadert mit sich und
dem Leben. Ist sie auf der Suche nach der
großen Liebe - oder nach sich selbst, oder
bedingt eins das andere? Dabei lässt sie die
ganze Bandbreite der Gefühle zwischen bit-
terem Selbstzweifel und feiner Selbstironie
spielen, die sich in ihrem Publikum widerspie-
gelten. Einen weiteren kulturellen Beitrag zum
Thema lieferte die Kinovorführung von “Elsa
und Fred”, der Liebesgeschichte zweier Men-
schen über 70. 

Der Arbeitsgemeinschaft “Frauen und Ge-
sundheit” ist zu danken für diese und kom-
mende Veranstaltungsreihen, die dazu beitra-
gen, die individuelle und gesellschaftliche
Entwicklung von Frauen in unserer Stadt in
Bewegung zu bringen. �
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Regelsätze vor Gericht
Erstmalig seit dem Bestehen von Hartz IV interessiert sich ein Ge-
richt für die Auswirkungen dieses Gesetzes auf Kinder
(noa) In ihrer ersten Monatsversammlung nach der Sommerpause am 9. September
wollte sich die Arbeitsloseninitiative Wilhelmshaven/Friesland (ALI) mit den zum
01.01.2009 geplanten Änderungen in der Arbeitsmarktpolitik beschäftigen. Aus aktuel-
lem Anlass kam es anders.

Ernst Taux berichtete über einen Be-
schluss des Hessischen Landessozialge-
richts (LSG) vom 11. August (Az. 26AS336/07)
in einem zweitinstanzlichen Verfahren einer
dreiköpfigen Familie, nach deren Vortrag die
Regelsätze beim Arbeitslosengeld II zu nied-
rig sind. Mit Sicherheit finden fast alle Betrof-
fenen die Regelsätze zu niedrig. (Um 351
Euro für eine Einzelperson zuviel zu finden,
dafür muss man schon Wirtschaftsprofessor
in Chemnitz sein.) Doch wer kommt schon
auf den Gedanken, deswegen die zuständige
ARGE zu verklagen?

In der ersten Instanz vor dem Sozialge-
richt Kassel sind die Kläger, eine dreiköpfige
Familie, erfolglos geblieben – mit welcher Be-
gründung, können wir nicht herausfinden,
denn das entsprechende Urteil ist nicht bei
www.tacheles-sozialhilfe.de dokumentiert,
und das Sozialgericht Kassel veröffentlicht
seine Entscheidungen leider auch nicht auf
seiner Homepage.

Die klagende Familie hat jedenfalls Beru-
fung eingelegt, und das Berufungsgericht,
das Hessische  LSG, hat beschlossen: “Es
soll Beweis erhoben werden über die Frage
der Sicherung des Lebensunterhalts durch
die Regelleistungen gem. §§ 20, 22 Sozial-
gesetzbuch – Zweites Buch: Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende – SGB II- (...) durch
Einholung zweier sozialökonomischer Sach-
verständigengutachten auf der Basis mikro-
ökonomischer Datenanalyse.” Als Sachver-
ständige sollen Dr. Rudolf Martens, Leiter der
Forschungsstelle des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbandes, und Dr. Irene Becker vom
Projekt “Soziale Gerechtigkeit” der Universität

Frankfurt/Main  siebzehn Beweisfragen be-
antworten.

Wie der Gesetzgeber die in § 20 Abs. 1
SGB II bezeichneten Bedarfe ermittelt, ob die
zu diesem Zweck gewählte Methode geeig-
net ist und folgerichtig angewandt wird, ob
Kinder im Zusammenhang zu den Regelsät-
zen als eigenständige Bevölkerungsgruppe
wahrgenommen werden, das z.B. will das
Hessische LSG von den Sachverständigen
wissen. Weiter fragt es, ob die Bedarfsermitt-
lung auf Grundlage der untersten Einkom-
mensgruppe der Alleinstehenden stattfindet,
welche Merkmale diese Gruppe hinsichtlich
ihrer Zusammensetzung sowie der Zusam-
mensetzung ihres Bedarfs aufweist, ob diese
Gruppe nicht hauptsächlich aus RenterInnen
besteht, wie groß diese Gruppe ist und wie
sich deren Bedarfe von denen der Kläger
(also einer Familie) unterscheidet. Die Antwor-
ten auf diese Fragen werden äußerst wichtig
sein, denn Rentner und Rentnerinnen benöti-
gen eher selten Schulranzen, Hefte und Ra-
diergummis, sie wachsen auch nicht so
schnell aus ihrer Kleidung heraus - Kinder
schon erheblich häufiger, doch in deren Re-
gelsatz sind diese Dinge nicht eingeplant. So
sind die nächsten Fragen folgerichtig, in wel-
cher Höhe der Unterschied des Bedarfs zwi-
schen der unteren Einkommensgruppe und
einer Familie zu beziffern ist und ob dieser
Unterschied durch die Vorteile des gemein-
samen Wirtschaftens in einer Familie ausge-
glichen werden kann.

Auf die Tatsache, dass die Bedarfsermitt-
lung für Arbeitslose nur alle vier Jahre stattfin-
det, hebt offenbar die Frage danach ab, wann

und für welchen Zeitraum die erste Berech-
nung vorgenommen wurde und ob sie noch
zutreffend ist. Und besonders spannend wird
es sein, was bei der Frage herauskommt, ob
die existenzminimalen Bedarfe von Kindern
und Jugendlichen zutreffend ermittelt wur-
den, wie stark diese Bedarfe vom Regelsatz
abweichen und ob der Grundsatz der “famili-
engerechten Leistungen” eingehalten wird. 

Die nächsten Fragen deuten darauf hin,
dass die Klage der bewussten Familie sich
gegen die Benachteiligung von Familien ge-
genüber Alleinstehenden bezogen haben
könnte: Das Gericht will wissen, ob der Regel-
satz für die soziale Teilhabe einer Familie aus-
reicht und ob und in welcher Höhe eine Be-
nachteiligung gegenüber Einzelpersonen be-
steht, und dann wird es noch deutlicher: Da
wird gefragt, welche bildungsrelevanten Be-
darfe von Kindern berücksichtigt und welche
nicht berücksichtigt sind. 

Wir haben im Gegenwind 226 über die
Broschüre “Reiches Land - arme Kinder” be-
richtet, in der genau aufgeschlüsselt ist, wie
wenig sich ein Kind vom Regelsatz z.B. an
Büchern leisten kann - die Antwort auf diese
Fragen des Gerichts wird aufschlussreich
sein.

In einer weiteren Frage bezieht sich das
Hessische LSG auf ein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts, das Kindern das Recht auf
Mitgliedschaft in Vereinen, auf die Möglichkeit
zur Begegnung, auf die Anwendung moder-
ner Kommunikationstechnik u.v.m. zuspricht -
ob diese Bedarfe durch den Hartz IV-Regel-
satz gedeckt werden können oder ob die
Deckung dieser kulturellen Bedarfe als defizi-
tär zu bezeichnen ist und welche Auswirkun-
gen auf die Lern- und Bildungsfähigkeit des
Nachwuchses zu befürchten sind, ob konkre-
te Indikatoren sozialer Ausgrenzung für Kin-
der und Heranwachsende existieren - all das
wissen die betroffenen Familien natürlich
schon längst, aber nun wird das von Sachver-
ständigen für ein Gericht genau nachgewie-
sen werden. Wir sind gespannt auf die Ant-
worten! �

Höchstgrenzen vor Gericht
Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen will allerhand
von der Stadt Wilhelmshaven wissen
(noa) Ziemlich besorgt wirkte Werner Ahrens auf der September-Versammlung der
ALI, als er über das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) zu den Kosten der Unter-
kunft sprach.

BSG-Urteile werden immer erst viele Wo-
chen nach ihrer Verkündigung veröffentlicht,
und so ist es für die, die auf ein solches Urteil
hoffen, immer etwas nervenaufreibend, bis es
endlich schriftlich vorliegt. Am 18. Juni schon
ist dieses Urteil ergangen, aber erst im Sep-
tember geschrieben worden. Und für alle, die
sich auf die Beschlüsse und Urteile des Sozi-
algerichts Oldenburg – Kosten der Unterkunft
werden bis zur Höhe der Werte aus der rech-
ten Spalte der Wohngeldtabelle plus 10 % zu-
gesprochen - mittlerweile fest eingerichtet
hatten, beinhaltet es zunächst mal eine Ent-
täuschung:

Die Wohngeldtabelle ist, so steht es jetzt
fest, nicht der Maßstab für die Angemessen-
heit der Kosten der Unterkunft für Menschen,
die Leistungen nach Hartz IV beziehen. Wenn

kein qualifizierter Mietspiegel vorliegt, so der
Spruch des BSG, dann tun es auch andere
Ermittlungen der zahlungspflichtigen Kom-
mune.

Wahrscheinlich hat Wilhelmshavens
Stadtverwaltung erst einmal frohlockt, als sie
von diesem Urteil hörte, hat sie doch auf-
grund ihrer eigenen Ermittlungen Mietober-
grenzen festgelegt, die weit unter dem liegen,
was das Sozialgericht denen, die geklagt ha-
ben, als Anspruch zuerkannte.

Wie im letzten Gegenwind angekündigt,
hat LAW-Ratsherr Johann Janssen in der
Ratssitzung am 17. September den Antrag ge-
stellt, dass diese Miethöchstgrenze ersatzlos
aufgegeben wird. Zahlreiche Langzeitarbeits-
lose, die ihre Miete eben nur bis zu dieser
Höchstgrenze erstattet bekommen und des-

halb ihren Regelsatz nicht voll für den Le-
bensunterhalt einsetzen können, beweisen
nach Ansicht der LAW, dass die in Wilhelms-
haven geltenden Höchstwerte unangemes-
sen sind.

Wie erwartet, ist Janssens Antrag nicht
angenommen worden. Mit überwältigender
Mehrheit hat der Rat das Thema mal wieder
an den Sozialausschuss verwiesen, der sich
schon einmal damit befasst hatte, damals
aber beschlossen hatte, zwei Ereignisse ab-
zuwarten: Die Empfehlungen der Bund-Län-
der-Kommission, die am 30. September ta-
gen sollte und sich mit den Kosten der Unter-
kunft befassen wollte, und eine Entscheidung
des Landessozialgerichts Niedersachsen-
Bremen, von der noch niemand wusste, wie
lange sie noch auf sich warten lassen würde.

Eingedenk der bekanntermaßen ange-
spannten Finanzlage Wilhelmshavens und ih-
rer sattsam bekannten Vorliebe, das knappe
Geld in die Anbahnung von industriellen
Großprojekten zu stecken, hatte in der LAW
niemand damit gerechnet, dass Janssens An-
trag breite Zustimmung  finden würde. So hef-
tig, wie es dann aber kam, hatte man es bei
der LAW dann doch nicht erwartet. Uwe Ree-
se (SPD) sprach davon, dass bei einem �
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Verzicht auf Miethöchstgrenzen die Arbeitslo-
sen in Luxuswohnungen ziehen würden, und
Werner Biehl (Bündnis 90/Die Grünen) sagte
seinem Ratskollegen sogar, dass er zwar ei-
nerseits dessen “Lobbyarbeit für seine Klien-
tel” bewundere, andererseits aber wütend auf
ihn sei, dass er den Rat zwinge, sich immer
wieder damit auseinanderzusetzen.

Ob und mit welchem Ergebnis die Bund-
Länder-Kommission am 30.09. tatsächlich
getagt hat, konnten wir nicht herausfinden.
Das Landessozialgericht aber war tätig. Es
hat einen Brief nach Wilhelmshaven ge-
schickt, bei dessen Lektüre das (mutmaßli-
che) Frohlocken der Stadtverwaltung wohl so-
fort wieder aufhörte. 

In diesem Brief bezog das LSG sich zu-
nächst auf das BSG-Urteil vom 16.06.08 und
bekräftigte, dass beim Fehlen eines amtli-
chen Mietspiegels eigene kommunale Ermitt-
lungen zur durchschnittlichen Miethöhe maß-
geblich sind und nicht etwa die Wohngeldta-
belle. Danach aber kommen Fragen, die die
Stadt Wilhelmshaven bis zum 1. November
beantworten muss, damit die Verhandlung
beim LSG im Dezember stattfinden kann.

“Weshalb geht der Beklagte davon aus,
dass die gewählte Datenbasis ausreichend
ist?”, will das Gericht z.B. wissen. Bekanntlich
wertet die Stadtverwaltung Wohnungsange-

bote in den Zeitungen aus, fragt Wohnungs-
baugesellschaften und das Grundsiche-
rungsamt, und damit hat sie 3,9 % der Woh-
nungen (und nicht 10 %, wie das Bundesso-
zialgericht es für angemessen hält) erfasst.

Einiges deutet darauf hin, dass die Stadt-
verwaltung bei der Betrachtung des mögli-
chen Wohnungsmarktes für Arbeitslosengeld
II-EmpfängerInnen nur darauf geachtet hat,
dass die Miete billig sein soll. Dabei könnten
auch Wohnungen, die nach jahrelangem
Leerstand nicht mehr bewohnbar sind, in ihre
Berechnungen eingeflossen sein. Und so
muss die Stadt nun die Frage beantworten:
“Soweit einzelne Faktoren, insbesondere der
Standard der Wohnungen – nicht berück-
sichtigt wurden: Weshalb wurde auf die Be-
rücksichtigung dieser Faktoren verzichtet?”
Und: “Wurde bei der Auswertung der Anzei-
gen sichergestellt, dass es bei den Wohnun-
gen um tatsächlich bezugsfertige und für
Hilfebedürftige nach dem SGB II zumutbare
Wohnungen handelte?”

Vor allem aber dürfte die Antwort auf fol-
gende Frage aufschlussreich sein: “Trifft es
zu, dass nicht alle verfügbaren Wohnungs-
anzeigen in Wilhelmshaven in die Auswer-
tung eingeflossen sind? Falls ja: Weshalb
sind nicht alle Wohnungen berücksichtigt
worden?” – Erinnern wir uns: Als zu Beginn
der Hartz IV-Ära Tausende von Hilfebedürfti-

gen zum Umzug oder sonstigen Kostensen-
kungsmaßnahmen aufgefordert wurden, lag
diesen Briefen eine Aufstellung einiger Woh-
nungen zum “angemessenen” Mietpreis bei.
Diese Wohnungen hätten aber im Leben nie
für alle Betroffenen gereicht. Immer noch sind
Alg II-BezieherInnen auf der Suche nach
Wohnungen, die die Stadt anstandslos zahlt.

Auch bezüglich der Daten vom Grundsi-
cherungsamt ist das LSG offenbar skeptisch.
“Soweit bei der Berechnung die Mieten der
Empfänger von Leistungen nach dem SGB
VII zu Grunde gelegt wurden: Wurden die tat-
sächlichen Mieten oder die Zahlbeträge der
Leistungen nach dem SGB XII zu Grunde ge-
legt?” – Uns sind einige Grundsicherungs-
empfängerInnen bekannt, in deren Leistung
nicht die tatsächliche Miete, sondern die
“Höchstgrenze” eingeflossen ist. Das würde
dann bedeuten: Die Arbeitslosengeld II-Be-
rechtigten bekommen nicht, was sie brau-
chen, weil die Alten und Kranken auch nicht
bekommen, was sie brauchen. 

Es ist “beabsichtigt, möglichst am 11. De-
zember 2008 über die Kosten der Unterkunft
eine mündliche Verhandlung durchzufüh-
ren.” So lange müssen die Erwerbslosen in
Wilhelmshaven also mindestens noch war-
ten, bis sie – hoffentlich! - ihre tatsächlich an-
gemessenen Kosten der Unterkunft bekom-
men. �

FFoorrttsseettzzuunngg  ““HHööcchhssttggrreennzzeenn  vvoorr  GGeerriicchhtt””

Anwalt vor Gericht
Soll Rechtsanwalt Alfred Kroll mundtot gemacht werden?
(noa) Am 27. Oktober 2008 um 10 Uhr steht der auch in Wilhelmshaven bekannte und
geschätzte Oldenburger Rechtsanwalt Alfred Kroll vor Gericht – dann nicht an der
Seite eines Mandanten, der um sein Recht kämpfen muss, sondern diesmal in eige-
ner Sache.

Im Sitzungssaal 1 des Oberlandesge-
richts Oldenburg am Richard-Wagner-Platz 1
wird es ein Anwaltsgerichtsverfahren*) geben,
bei dem Alfred Kroll nachgewiesen werden
soll, dass er sich in Schriftsätzen “unsach-
lich”, “herabsetzend”, “polemisch” usw. usf.
über Amtsleiter von Sozialleistungsbehörden
geäußert habe. Entsprechende Verfahren ge-
gen Kroll gab es schon in der Vergangenheit.
1997 wurde eines gegen eine Entschuldi-
gung bei zwei Behördenvertretern, die sich
auf den Schlips getreten fühlten, und eine
Zahlung von 2.000 DM Geldbuße eingestellt;
2001 wurde eines niedergeschlagen, weil
dem Anwalt die ihm vorgeworfenen Entglei-
sungen nicht nachgewiesen werden konn-
ten.

Wer Alfred Kroll kennt – z.B. die Gäste der
ALI-Versammlungen, bei denen er als Refe-
rent auftrat, seine StudentInnen an der Uni-
versität Oldenburg oder die Beschäftigten
von Hilfsdiensten, die ihn als Referenten zu
Fortbildungsveranstaltungen eingeladen hat-
ten – weiß, dass er kein Blatt vor den Mund
nimmt, wenn es darum geht, Unrecht anzu-
prangern. Wir haben ihn im Gegenwind ent-
sprechend zitiert. “Rechtsbruch, Missbrauch,
Willkür” hat er dem Job-Center Wilhelmsha-
ven vorgeworfen (GW 207), eine “skandalöse
Rechtsauffassung” hat er ihm bescheinigt
(GW 219), und zum Thema “Kinderwohngeld”
hat er gesagt, wenn das Job-Center Hartz IV-
Eltern dazu auffordere, Wohngeld für ihre Kin-
der zu beantragen, dann sei das “Nötigung
zum Rechtsbruch” (GW 228). 

Wer Kroll kennt, rechnet auch bestimmt
nicht damit, dass er nun angesichts eines
Standesverfahrens die Füße stillhalten wird.
Kroll bearbeitet jährlich ca. 1.000 Fälle im Zu-
sammenhang mit Hartz IV, darunter wohl die
meisten Klagen Wilhelmshavener Betroffener,
und er vertritt häufig und engagiert Menschen
mit Behinderungen. In seiner Pressemittei-
lung über das neuerliche Verfahren gegen
ihn äußert er, dass er “im Rahmen einer an-
waltlichen Interessenvertretung in ca. 2-3 Fäl-
len pro Jahr zur Vermeidung von irreparablen
gesundheitlichen Schäden seiner behinder-
ten Mandanten und zur Abwendung von Ei-
gen- und Fremdgefährdung (...) sozusagen im
Kampf um das Recht teilweise zu drasti-
schen, aber wirkungsvollen Maßnahmen ge-

genüber den verantwortlichen Behörden grei-
fen” musste, wenn seine Mandanten “ekla-
tanten Willkürakten durch die verantwortli-
chen Amtsträger bis hin zur Rechtsbeugung
(...) ausgesetzt” waren. Zu seiner teilweise
dras tischen Wortwahl sieht er sich verpflich-
tet, wenn es darum geht, Hilfebedürftigen zu
ihrem Recht zu verhelfen.

In der Anschuldigungsschrift der General-
staatsanwaltschaft werden Kroll (exempla-
risch nur) zwei Pflichtverletzungen vorgewor-
fen, und es wird gesagt, er greife “in seinen
Schriftsätzen immer wieder zu Formulierun-
gen, die wegen ihrer Unsachlichkeit bei den
Sozialbehörden, aber auch bei den Gerichten
Anstoß erregen.” Und eine enttäuschte Erwar-
tung formuliert die Generalstaatsanwaltschaft
auch: Die Einstellung des Verfahrens 1997
gegen Zahlung von 2.000 DM war “mit der Er-
wartung verknüpft, dass der Rechtsanwalt in
Zukunft das Gebot der Sachlichkeit beachten
wird.” Aber dennoch habe Kroll danach wie-
der Anlass zu Beschwerden beim Vorstand
der Rechtsanwaltskammer und dadurch zu
einem Standesverfahren gegeben. Beson-
ders empörend findet die Generalstaatsan-
waltschaft es offenbar, dass Kroll “sogar wäh-

Marktstr. 94, 26382 Wilhelmshaven, Tel . : 13438
Öffnungszeiten: montags-freitags 9.00-18.30 Uhr, samstags 9.00-14.00 Uhr
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Die Hammelbeine lang ziehen!
Rat und Verwaltung arbeiten stümperhaft
(hk) Wenn man nicht seit seiner Geburt in Wilhelmshaven leben würde, man würde
kaum glauben, zu welchen Streichen die Damen und Herren der Wilhelmshavener
Verwaltungsspitze und des Rates fähig sind. Neuestes Beispiel: Der Durchbau der
Havermonikenstraße musste gestoppt werden, weil das Süd-(West-)Gleis der Bun-
desbahn, welches an den Kanalhäfen entlang zum Marinearsenal führt, im Weg liegt. 

Nun liegt das Gleis ja nicht erst seit eini-
gen Tagen dort, sondern schon seit vielen,
vielen Jahrzehnten. Es ist auch nicht so, dass
die Herren und Damen des Rates und der
Verwaltung davon nichts wussten. 

Dass es hier zum Kollaps kommen muss-
te, beweisen die folgenden Ausschnitte aus
dem Protokoll der Ratssitzung am 22.11.2006.
Zur Erläuterung vorweg: Durch den Bau des
ca. 6 Kilometer langen Nordgleises soll die
Südstadt über das Industriestammgleis mit
dem Schienenfernverkehr verbunden werden.
Dazu wären u.a. zwei aufwändige Brücken-
bauten (Querung Maade und Überbrückung
der Straße zum Marinestützpunkt) nötig. Doch
zurück in den Ratssaal zur Ratssitzung am
22. November 2006. Es geht um die Behand-
lung der Anregungen und Bedenken zum Be-
bauungsplan Nr. 40 / 5. Änderung – Haver-
monikenstraße/Kohlenhafen: 
Frau Aljets wies darauf hin, dass es in der
Südstadt noch einiges zu beordnen gebe,
wozu auch die verkehrliche Situation der We-
serstraße gehöre. Sie begrüße es, dass die
Verwaltung dafür eine Entlastungsstraße pla-
ne, die am Kohlenhafen ende. (...) Problema-
tisch sei der Bebauungsplan an der Stelle,
wo die Querung des Industriegleises erfolge.
Die Stadt sei ihres Wissens seitens des Lan-
des aufgefordert worden, an der Planung am
Nordgleis nicht weiter festzuhalten. Dies be-
deute, dass man das Industriegleis weiter
benötige. Darum müsse hier besonders sen-
sibel gearbeitet werden. (...)
Ergänzend zu den Ausführungen von Frau
Aljets erklärte Herr Rech, dass sich der Bau-
ausschuss sehr intensiv mit dem Thema be-
schäftigt habe. Es handele es sich hier um
historisches Gelände, dessen Gesicht sich in
absehbarer Zeit völlig verändern werde. Da-
bei solle die Havermonikenstraße im Durch-
bau helfen. Das angesprochene Gleis sei in
der Tat das einzige Gleis, welches zu den
Hafenanlagen führe. Es werde zurzeit wenig
genutzt, die Eigentümerin habe sich aber
dazu bekannt, es weiterhin zu unterhalten.
(...) Herr Schmidt machte deutlich, dass das
bestehende Problem der Gleise durch die
Trennung von Bahn und Straße gelöst wer-
den soll. Er ging im Weiteren auf die Ausfüh-
rungen von Frau Aljets ein und wies darauf
hin, dass das Land nicht generell das Plan-
feststellungsverfahren für das Nordgleis in
Frage gestellt habe, sondern dass das Ver-
fahren im Zuge der JadeWeserPort-Planung
zurzeit nicht aufgestellt werden solle. Den-
noch müsse man Sorge dafür tragen, dass
die Planungen für das Nordgleis nicht in Ver-
gessenheit geraten.
Herr Dr. von Teichman erklärte, dass ihm ein
solcher Diskussionsstand nicht bekannt sei.
Er wisse nichts von einer Aufgabe des Nord-
gleises (...) Der Bau des Nordgleises sei not-
wendig, denn das Südgleis könne lediglich
als Hilfsgleis bezeichnet werden.
Herr Neumann widersprach der Aussage von

Herrn Rech. Ständig werde die Stadt von der
Bahn gebeten, ihr Einverständnis zur Aufga-
be dieses maroden Gleises zu geben. Dar-
über hinaus wurde die Stadt vom Land auf-
gefordert, die Planungen für das Nordgleis
aufzugeben. (...)
Herr Oberbürgermeister Menzel erklärte,
dass es in der Tat eine Aufforderung des Lan-
des gebe, diese Planungen momentan nicht
weiter zu verfolgen, weil man für den Plan-
feststellungsbeschluss JadeWeserPort Ge-
fahren sieht. Um sich nicht erneut Attacken
im politischen Raum auszusetzen, die Stadt
behindere den Planfeststellungsbeschluss,
habe man zurzeit die Arbeiten unterbrochen.
Abschließend sprachen sich die Ratsmitglie-
der Rech und Adam gegen die Stilllegung
des Westgleises aus.
Beschluss: -einstimmig zugestimmt-

Aus diesen Protokoll-Auszügen geht nicht
gerade eindeutig hervor, dass die Ratsmit-
glieder wussten, worüber sie redeten. Den-
noch gab es den einstimmigen Beschluss,
und die Maschine nahm Fahrt auf. 

Sinnloser Aktionismus
Da wurde erst einmal das Fendel-Gebäu-

de in der Rüderstraße aufgekauft – und das
ganz sicher nicht für nur einen Euro! An-
schließend wurde das gerade gekaufte Ge-
bäude abgerissen (was ja auch nicht gerade
billig war). Als nächstes wurden Bäume gero-
det, wurde alles platt gemacht, um den
Durchstoß der Rüderstraße zur noch nicht
vorhandenen Havermonikenstraße in Höhe
des ehemaligen Jade-Bades zu realisieren.
Ob man dabei dann auf das Gleis gestoßen
ist, oder darauf, dass das Gleis verlegt wer-
den muss?

Nun bauen die Ratsmitglieder darauf,
dass irgendwann das Nordgleis gebaut wird
(von dem noch niemand weiß, wer’s bezah-
len soll – man spricht inzwischen immerhin
schon von mehr als 20 Millionen Euro!) und
damit dann vielleicht das Süd-(West-)Gleis
überflüssig wird. 

Laut Wilhelmshavener Zeitung vom 2. Ok-
tober soll der Bauausschussvorsitzende Nor-
bert Schmidt den Vorgang mit dem Satz “War-
um bekommen wir eigentlich nie eine Ge-
samtplanung hin?” kommentiert haben. Wir
wüssten da schon eine Antwort (siehe Über-
schrift). �

rend der laufenden vorgenannten Verfahren
sein unsachliches Verhalten (...) fortsetzte.”

Was ist so unsachlich an Krolls Schriftsät-
zen und seinen Einlassungen vor Gericht? Er
wirft Sozialbehörden “Nötigung” und “unter-
lassene Hilfeleistung” vor, nennt die Verwei-
gerung von Leistungen, auf die seine Man-
dantInnen Anspruch haben, “skandalös” und
bezeichnet sie als “eklatanten Rechtsbruch”. 

Alfred Kroll wünscht sich die Verhandlung
gegen ihn öffentlich und in einem großen Ge-
richtssaal, denn er will “das eingeleitete Stan-
desverfahren zum Anlass nehmen, die inter-
essierte Öffentlichkeit über wiederholt regi-
strierte Behördenwillkür zu Lasten von
behinderten Menschen umfassend zu infor-
mieren, nicht zuletzt, damit sich die Öffentlich-
keit ein grundlegendes Bild über den Behör-
denumgang gegenüber behinderten Men-
schen und damit einhergehende skandalöse
Beschneidungen ihrer elementaren Grund-
rechte machen kann.” Und er will die Gele-
genheit seines Verfahrens nutzen, um zu zei-
gen, dass auch bei der Anwendung von Hartz
IV erhebliche Rechtsverstöße an der Tages-
ordnung sind. Womöglich wird die General-
staatsanwaltschaft ihm genau diese Absicht
auch noch zum Vorwurf machen. Wahr-
scheinlich wäre manch anderer angesichts
eines solchen Verfahrens schon längst einge-
knickt und hätte sich fortan gemäßigt, um die
eigene Haut zu retten – Alfred Kroll nicht! �

*) Ein Anwaltsgerichtsverfahren ist ein spezial-
rechtlicher Gerichtsweg für Verstöße eines Rechts-
anwaltes gegen die für Rechtsanwälte geltenden
Gesetze und Verhaltensvorschriften. Das Anwalts-
gericht ist ein staatliches Gericht; für die Dauer ei-
nes Verfahrens hat ein Rechtsanwalt die Stellung
eines hauptberuflichen Richters. Die möglichen
Sanktionen in einem solchen Verfahren sind: War-
nung, Verweis, Geldbuße bis 25.000 Euro, eine
Kopplung von Verweis und Geldbuße, ein zeitlich
begrenztes Vertretungsverbot und der Ausschluss
aus der Rechtsanwaltschaft.

An- und Verkauf von
Schallplatten und CD’s

HiFi-Komponenten, 
Literatur + Comics u.v.m.

Bahnhofstr. 7 * 26382 Wilhelmshaven
Tel.: (04421) 4 21 84

Südstadt!!

Betreutes Trinken
seit 1913!

BAVARIA KRUG



Seite 12 Gegenwind 239

Kreisverband Wilhelmshaven

Reise nach Berlin zu gewinnen!
Im September vor 91 Jahren wurden zwei Menschen vom Staat ermordet, deren Sinnen und Trachten es war, das
sinnlose Blutvergießen zu beenden, in das die kaiserliche Generalität Millionen Menschen getrieben hatte. Sie
wollten das bis dahin fürchterlichste Gemetzel der Weltgeschichte, sie wollten den Ersten Weltkrieg beenden.
Kein Kriegsschiff sollte mehr auslaufen, das war ihr Bestreben. Mit ihrem Widerstand leiteten sie jene Entwicklung
ein, die unter dem Namen “Novemberrevolution” vor 90 Jahren in die Geschichte einging.

Und das alles fand hier bei uns in Wilhelmshaven statt. Warum wissen wir eigentlich so we-
nig davon? Warum gibt es in unserer Stadt fast keine Hinweise durch Straßennamen oder
Gedenktafeln?

Wenn ihr Lust habt, einige Quizfragen zu lösen, dann schickt uns den ausgefüllten Fragebogen bis zum 15. Novem-
ber 2008 zurück. Bei mehr als 10 richtigen Einsendungen entscheidet das Los, wer für drei Tage nach Berlin fahren
und dort nicht nur den Bundestag, sondern auch einige historische Stätten, die an diese Zeit erinnern, besuchen kann.
Teilnehmen können alle WilhelmshavenerInnen, die nach 1980 geboren sind. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

1. Wie waren die Namen der beiden ermordeten Matrosen?

2. Wie alt waren sie, als die erschossen wurden?

3. Aus Angst vor Aufständen traute die Marineführung sich nicht, sie in Wilhelmshaven erschießen zu lassen.
Wo wurden sie hingerichtet?

4. Nach der Absetzung der Admiralität im November 1918 bildeten die Matrosen durch Abstimmung auf den
Schiffen ein Gremium. Wie hieß es?

5. Wie war der Name des Vorsitzenden?

6. Dieser Mann hielt am 10. 11. 1918 vor mehr als 100.000 Menschen eine historische Rede für den Jade-
raum. Was verkündete er unter großem Jubel der Menschen?

7. Alle Menschen, die während dieser Zeit z.B. in Bant oder Heppens geboren wurden, haben als Geburtsort
in ihrer Geburtsurkunde nicht Wilhelmshaven, sondern welchen Ort stehen?

8. Wie kommt die Grenzstraße an ihren Namen?

Absender: .............................................................................................
Name, Vorname, Geburtsdatum
.............................................................................................
Straße, Hausnummer
.............................................................................................
PLZ, Wohnort
.............................................................................................
Telefonnummer, eMail-Adresse

Bis 15. November 2008 einsenden an:
DIE LINKE, Wilhelmshaven, Hermannstraße 1, 26384 Wilhelmshaven

AAnnzzee iiggee


